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Soziale Arbeit im Bereich Migration 

1 Typischer Fall  
 

Die iranische Staatsangehörige Maliki, die sehr gut deutsch spricht, erhält von der deutschen Botschaft 
in Teheran ein Besuchsvisum für 30 Tage. Bei der Antragstellung hat sie unter Vorlage entsprechender 
Dokumente und nach Belehrung angegeben, sie wolle ihre in Köln lebende Tante besuchen.  

Nach der Einreise fährt sie stattdessen zu ihrem in Aachen lebenden langjährigen Freund Hosseini, der 
sich seit 20 Jahren legal in Deutschland aufhält und einen unbefristeten Aufenthaltstitel besitzt. Gemäß 
dem gemeinsamen Plan begeben sie sich wenige Tage später zum Standesamt und reichen dort die Hei-
ratspapiere ein.  

Noch während der Gültigkeitsdauer ihres Visums gelingt ihnen die Heirat.  

Anschließend beantragt Frau Maliki bei der Ausländerbehörde eine Aufenthaltserlaubnis.  

Dabei gibt sie wahrheitsgemäß an, dass Herr Hosseini ŀƭǎ ŀƴƎŜǎǘŜƭƭǘŜǊ ¢ŀȄƛŦŀƘǊŜǊ мнлл ϵ ōǊǳǘǘƻ ǾŜǊŘƛŜƴǘΦ 
5ŀǾƻƴ ȊŀƘƭǘ ŜǊ нлл ϵ {ƻȊƛŀƭŀōƎŀōŜƴΣ олл ϵ ¦ƴǘŜǊƘŀƭǘ ŦǸǊ ǎŜƛƴŜ ǳƴŜƘŜƭƛŎƘŜ т-ƧŅƘǊƛƎŜ ¢ƻŎƘǘŜǊ ǳƴŘ олл ϵ 
Warmmiete. Herr Hosseini besitzt ebenso die iranische Staatsangehörigkeit. 

1. Wie sehen die Chancen von Frau Maliki aus, eine Aufenthaltserlaubnis zu erhalten? Begründen Sie 
Ihre Auffassung ausführlich!  

2. Gesetzt den Fall, Herr Hosseini hätte die deutsche Staatsangehörigkeit angenommen. Wie ändert 
sich die Rechtslage? 

2 Einführung  
 

Wenn sich Menschen dazu entschließen, ihr Geburtsland zu verlassen, kann dies vielerlei Ursachen ha-

ben:  

Europa bildet bekanntlich eine Union mit der Folge, dass für uns Deutsche touristische Aufenthalte, Stu-

dium und Berufsausübung ohne Weiteres und ohne Einschränkungen in unseren Nachbarstaaten mög-

lich sind. Gleiches gilt für den Aufenthalt unserer belgischen, niederländischen, englischen, französi-

schen, ungarischen, rumänischen u.a. Mitbürger bei uns. Damit wird selbstverständlich, dass αdie euro-

päische Familieά zu vielen europäischen Familien zusammenwächst. Die Staatsangehörigkeit spielt hier 

keine Rolle mehr, auch rechtlich nicht. Damit ist die Vorstellung einer EU-Bürgerschaft unabhängig von 

der bestehenden nationalen Staatsangehörigkeit weitgehend realisiert. 

Als sog. Drittstaatsangehörige bezeichnen wir Ausländerinnen und Ausländer, die nicht die Staatsange-

hörigkeit eines der Staaten der Europäischen Union haben. Für sie gilt ein anderes Ausländerrecht als für 

EU-Bürger. Hier ist zunächst nach dem Aufenthaltsrecht zu fragen. Es ist häufig abhängig von dem Zweck 

des Aufenthaltes - wie z.B. Studium, Beruf, familiäre oder humanitäre Gründe. Die Partizipation an Sozi-

alleistungen ς Kindergeld, BAföG, SGB II / XII ς Leistungen ς ist bei Drittstaatsangehörigen abhängig von 

diesem Aufenthaltsstatus. 
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Ein politisch besonders umstrittenes und sensibles Thema in Deutschland und der EU ist das Asyl- und 

Flüchtlingsrecht. Nach der katastrophalen Verfolgungspolitik während des Nationalsozialismus gegen-

über Menschen jüdischen Glaubens, aber auch Roma und Sinti wurde 1949 in das Grundgesetz ge-

schrieben1:  

αtƻƭƛǘƛǎŎƘ ±ŜǊŦƻƭƎǘŜ ƎŜƴƛŜǖŜƴ !ǎȅƭrechtάΦ 

Noch weiter geht der 1951 in der Genfer Flüchtlingskonvention definierte Flüchtlingsbegriff.  

Flüchtling ist, wer 

αaus der begründeten Furcht vor Verfolgung aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zu-

gehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Überzeugung 

sich außerhalb des Landes befindet, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, und den Schutz die-

ses Landes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Befürchtungen nicht in Anspruch 

nehmen will; oder der sich als staatenlos infolge solcher Ereignisse außerhalb des Landes befin-

det, in welchem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, und nicht dorthin zurückkehren kann 

oder wegen der erwähnten Befürchtungen nicht dorthin zurückkehren will.ά 

Die Menge der Asylanträge Anfang der 1990er Jahre (in 1992: 438.191) führte zu einer hitzig geführten 

α!ǎȅƭŘŜōŀǘǘŜά Σ ƛƴ ŘŜǊ ǿƛŜŘŜǊƘƻƭǘ ŘƛŜ CǊŀƎŜƴ ƎŜǎǘŜƭƭǘ ǿǳrden, ob Deutschland ein Einwanderungsland 

sei, inwieweit Einwanderung eine Gefahr darstelle oder eine Bereicherung ist, ob es angesichts der ge-

ǊƛƴƎŜƴ !ƴŜǊƪŜƴƴǳƴƎǎǉǳƻǘŜƴ όƛƴ мффнΥ п ҈ύ Ǿƻƴ !ǎȅƭōŜǿŜǊōŜǊƴ ǎƻ Ŝǘǿŀǎ ǿƛŜ α!ǎȅƭƳƛssōǊŀǳŎƘά Ǝebe und 

ƻō α!ǳǎƭŅƴŘŜǊƪǊƛƳƛƴŀƭƛǘŅǘά ŜƛƴŜ DŜŦŀƘǊ ŦǸǊ ŘŜƴ ƛƴƴŜǊŜƴ CǊƛŜŘŜƴ ŘŀǊǎǘŜƭƭŜΦ 5ƛŜ 5ƛǎƪǳǎǎƛƻƴŜƴ ǿŜǊŘŜƴ ŀk-

tuell eher subtil weitergeführt. 

{ƛŜ ŦǸƘǊǘŜƴ мффо Ȋǳ ŘŜƳ ǎƻƎΦ α!ǎȅƭƪƻƳǇǊƻƳƛǎǎάΣ Ƴƛǘ ŘŜƳ Řŀǎ DǊǳƴŘƎŜǎŜǘȊ ǳƴŘ Řŀǎ !ǎȅƭǾŜǊŦŀƘǊŜƴǎƎe-

setz in den folgenden Punkten geändert wurden: 

1. Drittstaatenregelung: Wer aus einem als sicherer Drittstaat klassifizierten Land nach Deutsch-

land einreist, kann sich nicht mehr auf das Grundrecht auf Asyl berufen2. Alle Deutschland be-

nachbarte Länder sind derartige Drittstaaten mit der Folge, dass Flüchtlinge, die an der Staats-

grenze aufgegriffen werden, sofort zurückgeschickt werden können. 

2. Prinzip der sicheren Herkunftsstaaten3: Stammt eine Person aus einem sicheren Herkunftsstaat, 

erfolgt in der Regel die Ablehnung des Asylantrages. Die sicheren Herkunftsstaaten werden 

durch Bundesgesetz festgelegt. 

3. Flughafenregelung4: Eine Einwanderung mit Asylberechtigung ist somit nur per Flugzeug mög-

lich, da sonst immer über einen sicheren Drittstaat eingewandert wird. Hierbei werden aber 

Schnellverfahren im Transitbereich des Frankfurter Flughafens mit eingeschränkter materieller 

Prüfung durchgeführt, damit die Asylbegehrenden erst gar nicht Einwohner werden können, 

sondern direkt zurückgeschickt werden. 

                                                           
1
 Art 16a GG; nomos Gesetzessammlung Ziffer 45 

2
 Art. 16a Abs. 2 GG, § 26a AsylVfG 

3
 Art. 16a Abs. 3 GG, § 29a AsylVfG 

4
 § 18a AsylVfG 
































